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einem anderen beizustehen und ihm kameradschaft­
lich zu helfen, zu einer konkreten Rechtspflicht 
machen ...“ ./6/
Diese Konsequenz ergibt sich aus dem Anliegen des 
§ 119 StGB. In der sozialistischen Menschengemein­
schaft ist die Pflicht zur gegenseitigen Hilfeleistung 
Ausdruck echter Solidarität, die die Mitglieder der 
Gesellschaft miteinander verbindet. Jeder Bürger soll 
und muß sich darauf verlassen können, daß ihm seine 
Mitbürger helfen, wenn er in Schwierigkeiten gerät 
— um so mehr, wenn ihm ein Unglücksfall zustößt. Der 
Gesetzgeber hat diese allgemeine moralische Pflicht 
unter den Voraussetzungen der §§ 119, 120 StGB zur 
Rechtspflicht erhoben und deren Verletzung i^ter 
Strafe gestellt.
Ein Unglücksfall i. S. des § 119 StGB liegt nicht vor, 
wenn nur ein erheblicher Sachschaden herbeigeführt 
worden ist./7/ Aus dem Wortlaut und der Einordnung 
des § 119 im StGB ergibt sich, daß sich der Schaden 
auf Personen beziehen muß. Jede andere Auffassung 
würde zu unhaltbaren Konsequenzen führen. So müßte 
von jedem Menschen verlangt werden, daß er z. B. die 
Ladung eines verunglückten Lkw bergen hilft, auch 
wenn durch dieses Ereignis das Leben oder die Gesund­
heit von Menschen nicht gefährdet ist./8/
Gemeingefahr i. S. des § 119 StGB liegt vor, wenn die 
durch Naturereignisse oder das Verhalten von Men­
schen verursachte Situation Leben oder Gesundheit 
einer größeren Anzahl von Menschen bedroht (z. B. 
Überschwemmung, Seuchen usw.).
Ob der Hilfspflichtige die erforderliche und mögliche 
Hilfe geleistet hat, ist sowohl nach objektiven als auch 
nach subjektiven Gesichtspunkten zu bestimmen. Der 
Begriff „erforderlich“ umfaßt zunächst die grundsätz­
liche Einschätzung, ob unter Berücksichtigung aller 
Umstände der konkreten Situation Hilfe überhaupt not­
wendig ist. Das ist z. B. dann nicht der Fall, wenn sich 
der von einem Unglücksfall Betroffene selbst helfen 
kann und sich aus der Situation heraus keine Gefah­
ren für weitere Personen ergeben. Die Hilfe ist auch 
dann nicht erforderlich, wenn bereits von anderer Seite 
ausreichend^ Hilfe geleistet worden ist. Durch nachträg­
liche Hilfeleistung anderer wird allerdings die Pflicht 
des Täters nicht berührt. Sind bereits andere Personen 
dabei, Hilfe zu leisten, so bleibt der Täter trotzdem ver­
pflichtet, wenn er wirksamer helfen kann (z. B. wenn 
ihm ein Kraftfahrzeug zum Abtransport eines Schwer­
verletzten zur Verfügung stand). Sind mehrere Perso­
nen gleichermaßen zur Hilfeleistung in der Lage, 
dann darf sich der eine nicht auf die Hilfeleistung 
des anderen verlassen.
Der Begriff „erforderlich“ bezieht sich jedoch auch auf 
das Ausmaß der Hilfe. In Abhängigkeit von der kon­
kreten Situation und der Ausprägung des Gefahrenzu­
standes muß ein solches Maß an Hilfe geleistet werden, 
daß — soweit dies möglich ist — die Gefahr beseitigt 
wird./9/ Die Erforderlichkeit der Hilfeleistung ist somit 
nach objektiven Maßstäben zu beurteilen.
Der Begriff „mögliche Hilfe“ umfaßt die Einschätzung, 
ob es dem Täter möglich war, das objektiv Erforder-
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liehe zu tun. Die Hilfeleistungspflicht wird durch die 
dem Täter zur Verfügung stehenden Möglichkeiten 
begrenzt, und zwar sowohl in objektiver Hinsicht (z. B. 
Entfernung zum Unfallort und Krankenhaus) als auch 
in Beziehung auf die Kenntnisse und Fähigkeiten des 
zur Hilfeleistung Verpflichteten (z. B. Kenntnisse über 
erste Hilfe, Schwimmer usw.).
Der Hilfspflichtige muß sowohl Beeinträchtigungen sei­
ner eigenen Interessen (z. B. das Versäumen eines wich­
tigen Termins) als auch Gefahren auf sich nehmen, 
um die erforderliche Hilfe zu leisten. Das entspricht 
dem Charakter zwischenmenschlicher Beziehungen in 
der sozialistischen Gesellschaft. Andererseits hat die 
rechtliche Verpflichtung zur Hilfeleistung dort ihre 
Grenze, wo erhebliche Gefahren für Leben oder Ge­
sundheit des Hilfspflichtigen entstehen. Wann dies der 
Fall ist, kann immer nur nach den konkreten Umstän­
den des Einzelfalls beurteilt werden. Im StGB-Lehr­
kommentar (Anm. 3 zu § 119, Bd. II S. 84) wird aus­
geführt, daß dabei als Maßstab „die Verhältnismäßig­
keit der Hilfeleistung unter eigener Gefahr zum 
abzuwendenden Schaden zu sehen“ sei. Dies kann als 
allgemeiner Hinweis insoweit gelten, als bei einer be­
sonders erheblichen Gefahrensituation (z. B. bei einer 
das Leben vieler Menschen bedrohenden Gemeinge­
fahr) eine höhere Einsatz- und Opferbereitschaft des 
Hilfspflichtigen verlangt werden kann als bei einer 
weniger erheblichen Gefahrensituation. Diese Forde­
rung hat jedoch durch die gesetzliche Regelung des 
§ 119 StGB für alle Fälle dort ihre Grenzen, wo die 
erforderliche Hilfeleistung nur unter erheblicher Ge­
fahr für das Leben oder die Gesundheit des Hilfspflich­
tigen möglich wäre.
Subjektive Voraussetzung der Verletzung der Pflicht 
zur Hilfeleistung ist, daß sie vorsätzlich begangen sein 
muß. Die Kenntnis des Unglücksfalls oder der Gemein­
gefahr und der tatsächlichen Voraussetzungen der Hil­
feleistung gehört zum Vorsatz./10/

Voraussetzungen der Verletzung der Obhutspflicht

In einer hilflosen Lage befindet sich eine Person dann, 
wenn sie ohne fremde Hilfe nicht imstande ist, sich 
aus einer das Leben oder die Gesundheit bedrohenden 
Situation zu befreien (z. B. infolge Alters, Gebrechlich­
keit, Krankheit, Komplikationen während der Schwan­
gerschaft oder des Geburtsaktes, Trunkenheit, Bewußt­
losigkeit). Ein Schaden braucht dabei noch nicht ein­
getreten zu sein.
Im Vergleich zu § 221 StGB (alt) ist es nach dem ein­
deutigen Wortlaut des § 120 StGB nicht erforderlich, 
daß der Täter eine räumliche Trennung zwischen dem 
Hilfsbedürftigen und sich herstellt (in hilfloser Lage
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